
Rot-Grün: Kuschelverordnung für Schweine
Rot-Grün kümmert sich
wenig um die Landwirt-
schaft. In ihrer größten Kri-
se gingen SPD und Grüne
auf Tauchstation. Verbrau-
cher und Landwirte, auf-
einander angewiesen, soll-
ten gegeneinander ausge-
spielt werden. Landwirte
und Ökobauern wurden in
gut und böse unterteilt. 
„Streicheleinheiten” gibt es
umso mehr für die Schwei-
ne. In einem „Kuscheler-

lass” hat die nordrhein-
westfälische Landesregie-
rung vorgeschrieben, dass
der Landwirt oder eine zu
benennende Betreuungs-
person täglich 20 Sekun-
den „Kuschelzeit” je Mast-
schwein und Tag aufzubrin-
gen hat. Dabei müsse
auch für Sichtkontakt ge-
sorgt werden. Jeder
Mensch, aber auch jedes
Schwein, habe das Recht,
„beschäftigt” und „ange-

sehen” zu werden, so Um-
weltministerin Bärbel Höhn.
Bezeichnend, dass die glei-
che Ministerin dem Dialog
mit den Bäuerinnen der
Kreise Viersen und Heins-
berg seit Monaten aus-
weicht. 
Die vorgeschriebenen 20
Sekunden „Sichtkontakt”
zwischen Landwirt und
Schwein sind nach dem
rot-grünen Erlass in mor-
gens und abends aufzu-

teilen. Die Betreuungsper-
sonen sind im Genehmi-
gungsantrag zu benen-
nen. Eine Ausbildung oder
ein pfarramtliches Führungs-
zeugnis werden nicht er-
wartet. Zu dem Kuschel-
kontakt und dem gemein-
samen „in-die-Augen-se-
hen” kommt als weitere
Verpflichtung, den Schwei-
nen Bälle und anderes
Spielzeug zur Verfügung zu
stellen. So werden aus

landwirtschaftlichen Be-
trieben echte Schweine-
hotels.
Uwe Schummer, Bundes-
tagskandidat der CDU im
Kreis Viersen: „Unsere
Landwirtschaft ist eng ver-
wurzelt in der Region und
eng verbunden mit den
Menschen. Verbraucher-
schutz ja, aber solch ein
Bürokratismus ist eine welt-
weit einzigartige Witznum-
mer.”

Tradition 
und Offenheit

Berlin sieht oft nur die
großen Zentren. Doch die
Zukunft wächst in den
Regionen mit kleinen
und mittelständischen
Betrieben. Das verbindet
den Niederrhein mit Bay-
ern und Baden-Württem-
berg: wir sind Aufsteiger-
Regionen. 

Meine Ziele sind klar:
u Mehr Netto, weniger
Steuern und Abgaben. Ei-
ne durchgreifende Steuer-
reform muss die Familien,
die kleinen und mittelstän-
dischen Betriebe im Blick
haben. Das schafft und si-
chert Arbeitsplätze und
die Voraussetzung für ...
u ... mehrjährige mode-
rate Tarifvereinbarungen,
so dass die Arbeitskosten
in Schach gehalten wer-
den. Dies schafft Arbeits-
plätze.
u Über ein Familiengeld
sollen Familien und allein
Erziehende gestärkt, der
Kreis und die Kommunen
bei der Sozialhilfe entlas-
tet werden. Die Finanzie-
rung ist durch Haus-
haltsumschichtungen im
Bund möglich.

Für den Kreis Viersen
ist mir wichtig, dass
u die Straßenverkehrsver-
bindungen weiter verbes-
sert werden. Dazu gehört
der Ausbau der A 52 und
der A 61 und der Lücken-
schluss zwischen A 74 und
A 61. Mit dem europäi-
schen Gewerbegebiet
Venete (Venlo–Nettetal)
entwickelt sich im Kreis
Viersen ein Modell. Die
bisherige Autobahnauf-
fahrt Leutherstraße muss
erhalten bleiben. Beim
Ausbau des Neersener
Kreuzes muss der Verkehr
weiter über die Autobahn
gelenkt werden. 
u Die Verlängerung der
Regio-Bahn Mettmann–
Kaarst und ein aufeinan-
der abgestimmter Ver-
bund von Auto, Bahn
und Bus bis hin zum Fahr-
rad ist mein Ziel.
u In den Kommunen
brauchen wir mehr frei-
willige Tageseinrichtun-
gen für Kinder und
Schüler. Kindergärten, Ju-
gendfreizeitheime, Alten-
tagesstätten und auch
Schulen sollten stärker als
bisher zu Treffpunkten der
Generationen werden.
Wir brauchen mehr Mit-
einander in einer fami-
liären Gemeinde.

Bayerische Verhältnisse
im Kreis Viersen sichern
Von Uwe Schummer

Schröders Bündnis für Ar-
beit ist krachend gegen
die Wand gefahren. Statt
weniger Arbeitslose gibt
es heute mehr Arbeitslose,
statt weniger Steuern
höhere Steuern und Ab-
gaben. Das trifft auch den
Kreis Viersen, der bei den
Arbeitsmarktdaten fast
bayerische Verhältnisse
hat. 
So ist die Arbeitslosigkeit
bei uns mehr als drei Pro-
zent unterhalb der nord-
rhein-westfälischen Quo-
te. Das liegt an einer ge-
sunden mittelständischen
Wirtschaftsstruktur und ei-
ner vorausschauenden
Planung bei den Gewer-
begebieten. Hinzu kommt
eine gute Verkehrsinfra-
struktur. High-Tech-Firmen,
klassisches Handwerk,
Dienstleistungen, Land-
wirtschaft und Tourismus
verbinden sich zu einem
soliden Miteinander. Das
hat auch etwas damit zu
tun, dass fast alle Stadt-
und Gemeindeverbände
klare CDU-Mehrheiten ha-
ben. In den kommunalen
Parlamenten herrscht kei-
ne Ideologie, sondern der
gesunde Menschenver-
stand.
Doch auch die beste kom-
munale Wirtschaftsförde-
rung kann nicht auffan-
gen, was in Berlin schief
läuft. Zusätzliche Bürokra-
tie, „Öko”-Steuern und
mittelstandsfeindliche Ent-
scheidungen vernichten
oder verhindern Arbeits-
plätze. Stattdessen Presti-
geprojekte, wie der Me-
trorapid, der auf Jahre ei-
nen Großteil der Mittel für
den Personennahverkehr
bindet, von den Men-
schen im Kreis Viersen mit-
finanziert werden soll und
der im Ergebnis die Zeit
von Düsseldorf nach Dort-
mund um etwa acht Minu-
ten verkürzt. Ein Milliarden-
grab.
Beim „Eisernen Rhein” da-
gegen weigert sich Rot-
Grün, neben der his-
torischen und völlig ma-
roden Eisenbahntrasse Al-
ternativen zu prüfen oder
zumindest Geld für einen
umfassenden Lärmschutz

bereitzustellen. Die SPD im
Kreis Viersen, von allen
guten Geistern verlassen,
will diese Gelder aus dem
kommunalen Haushalt
nehmen. Als Verursacher
sind der Bundesverkehrs-
minister und die Deutsche
Bahn gefordert. Sie dürfen
sich nicht aus der Verant-
wortung stehlen. 
Der Transrapid ist eine Al-
ternative zum Flugzeug
und kein Bummelzug. Eine
Trasse Bonn–Berlin hätte

sich bis heute mehr als be-
zahlt gemacht. Eine eu-
ropäische Lösung zwi-
schen Amsterdam, Düssel-
dorf, Hannover, Berlin und
Warschau wäre innovativ
und spannend. Die nun
diskutierte und überteu-
erte Nahverkehrsvariante
aber schadet dem ländli-
chen Raum und wird auf
Dauer wichtige Gelder für
den Regionalverkehr in
die Städte lenken. Eine
Ohrfeige für die Men-

schen in unserer Region.
Wir brauchen eine Offensi-
ve für Klein- und Mittelbe-
triebe. Sozialdemokrati-
scher Zentralismus und
Schröders ruhige Hand
haben genug angerich-
tet. Wer im Kreis Viersen
wirtschaftlich und sozial
gute Verhältnisse sichern
will, der braucht in Berlin
den Wechsel: von Schrö-
ders Mundwerk zu Stoibers
Handwerk.
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Uwe Schummer, Bundes-
tagskandidat der CDU
im Kreis Viersen, ist 1957
im australischen Ade-
laide geboren. Seit 1960
lebt der frühere Leis-
tungssportler (400-m-
Lauf) in Willich-Neersen.
Als gelernter Kaufmann
im Groß- und Außenhan-
del arbeitete Schummer
bei den Stadtwerken Wil-
lich GmbH. Seinen Wehr-
dienst leistete er bei der
Sportförderkompanie in
Warendorf. Von da ging
es zur Katholischen Ar-
beitnehmer-Bewegung
Westdeutschlands (KAB)
nach Köln. 

Ein Dauersprinter 
in der Politik

Sein Leitmotiv: „Wirt-
schaft und Soziales be-
dingen einander. Arbeit-
geber und Arbeitnehmer
sind keine Gegner, son-
dern eine Schicksalsge-
meinschaft. Keiner kann
ohne den anderen ...” Als
Verbandsredakteur der
KAB holte ihn Norbert
Blüm nach Bonn in den
Deutschen Bundestag.
Seit 1998 ist das Mitglied
der Bundespressekonfe-
renz e. V. Geschäftsführer
der CDA Deutschlands.
Ehrenamtlich führte Uwe
Schummer den KAB-Diö-
zesanverband Köln. Kar-
dinal Meisner berief ihn in
den Diözesansteuerrat
des Erzbistums. Die Be-
schäftigten der CDA
wählten ihn 1992 zum Be-
triebsratsvorsitzenden. 
Mit Uwe Schummer hat
die CDU Viersen einen
Bundestagskandidaten,
der für das „C” in der
Union steht, der die Men-
schen kennt, die Medien
und der im Deutschen
Bundestag schon heute
beste Kontakte hat. Sein
Wunsch: „Von den Men-
schen im Kreis Viersen di-
rekt gewählt zu werden,
das macht einen echten
Volksvertreter aus. Dafür
bitte ich um Ihr Vertrau-
en.”

50 + X Stunden unterwegs für den Kreis Viersen: Der CDU-Bundestagskandidat Uwe
Schummer, oben mit dem Willicher Bürgermeister Josef Heyes bei einem Investo-
rengespräch. Links mit der Viersener Bürgermeisterin Marina Hammes und dem
Team der CDU-Kreisgeschäftsstelle, rechts mit der Kempener CDU-Vorsitzenden Ka-
rola Vogel. Fotos: Action-Press
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www.uwe-schummer.de
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50 + X Gründe für ein
Von Uwe Schummer

Schröders Ausfälle gegen Stoiber zeigen
Nervosität und ein schlechtes Gewissen.
Wer im letzten Wahlkampf fast alles ver-

sprach, um gewählt zu werden und dann
als Kanzler alles brach, der hat ein

Problem. So ist die Schröder-SPD wie
Richard Kimble auf der Flucht vor den
Sachthemen. Die Polemik gegen den

Herausforderer soll überdecken, was an
Substanz fehlt. Heute gleicht die

Schröder-Politik einer Airline: Bildungs-
politik im Blindflug, Wirtschaft im Sturzflug,

Arbeitslosigkeit im Höhenflug, Rente im
Tiefflug und die Minister im Abflug. 
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ter an Kaufkraft, fordern
sie zu viel, steigt die Ar-
beitslosigkeit. Hier müsste,
durch ein Bündel an Maß-
nahmen gegengesteuert
werden.

In den Achtzigerjahren hat
die Union durch eine
durchgreifende Steuerre-
form, kombiniert mit mehr-
jährigen moderaten Tarif-
verträgen, drei Millionen
zusätzliche Arbeitsplätze
geschaffen. 1989 hatte
die Bundesrepublik den
höchsten Beschäftigungs-
stand. Dies war eine wich-
tige Voraussetzung, um
die deutsche Einheit zu
schultern. In dieser Deka-
de hatte die Bundesrepu-
blik eine Zuwanderung
von 2,8 Millionen und ge-
burtenstarke Jahrgänge,
die in den Arbeitsmarkt in-
tegriert werden mussten.

Nach einer Studie der Uni-
versität Mannheim ist der
Standort Deutschland
durch die rot-grüne Steu-
erpolitik weit zurückgefal-
len. Mit einer Steuerbe-
lastung von 30,1 Prozent
des Jahresgewinns liegt
Deutschland weit hinter Ir-
land, Großbritannien und
den Niederlanden im hin-
teren Mittelfeld. 

Die Neuverschuldung lag
1998 in Deutschland bei
1,5 Prozent. Folglich nur
halb so hoch wie die Sta-
bilitätskriterien der Eu-
ropäischen Zentralbank
vorschreiben. Nun droht
die Neuverschuldung drei
Prozent zu überschreiten.
Deutschland hat mit 2,7
Prozent die höchste Neu-
verschuldung Europas. 

Schon fordern Sozialdemo-
kraten die Aufweichung
der von Theo Waigel durch-
gesetzten Stabilitätskriterien
für den Euro. Statt Besse-
rung soll das Schlechte zur
Regel gemacht werden.
Der diesjährige Bundes-
haushalt ist schon Makula-
tur. Mit Tricks soll das Über-
schreiten der drei Prozent
vertuscht werden. So wer-
den Militär- und Verkehrs-
investitionen geplant, ohne
die notwendigen Haus-
haltsmittel auszuweisen.

Stabilitätskriterien
werden aufgeweicht

Um einen „blauen Brief”
von der EU zu verhindern,
legte sich Schröder mit der
EU an und unterstellte
„politische Gründe”. Da-
bei war es die alte deut-
sche Bundesregierung, die
auf ein „Frühwarnsystem”
drängte, um die Stabilität
des Euro zu sichern. Schon

reden unsere europäi-
schen Nachbarn von der
„deutschen Krankheit”.

Allein die Steuererhöhun-
gen des neuen Jahres ver-
stärken die Inflation um 0,5
Prozent. Damit wird die
Bundespolitik zum Treib-
satz für die Inflation. Ein
Prozent Inflation sind 15
Mrd. Euro weniger in den
Taschen der Verbrau-
cher/-innen. Inflation ist ei-
ne Strafsteuer für Familien
und Arbeitnehmer, die kei-
ne großen Vermögens-
werte haben. Mit 2,5 Pro-
zent hatte Deutschland
die höchste Inflationsrate
seit sieben Jahren, als der
wirtschaftliche Aufbau der
neuen Bundesländer noch
am Anfang stand.

Mit der Euro-Einführung
sollten keine versteckten
Preiserhöhungen einher-
gehen. Die Wirtschaft hielt
sich weitgehend an dieses
Versprechen. Anders die
Deutsche Bahn, sie erhöh-
te die Tarife für den Regio-
nalverkehr bis zu fünf Pro-
zent. Das Wochenend-
ticket sogar um 30 Prozent.
Seit die Deutsche Bahn
von den Sozialdemokraten
Bodewig und Mehdorn ge-
führt wird, wurden Refor-
men ausgesetzt, Massen-
entlassungen angekündigt
und massive Tariferhöhun-
gen vorgenommen. 

Die Schröder-Politik ist ver-
kehrsfeindlich. Alle Ver-
kehrsteilnehmer zahlen
jährlich etwa 40 Mrd. Euro
an Steuern und Ge-
bühren. Im Gegenzug
werden nur 20 Mrd. Euro
investiert. Von dieser Inves-
titionsschwäche sind Au-
tofahrer und Bahnfahrer
gleichermaßen betroffen.

„Benzin sechs Pfennig teu-
rer, das ist das Ende der
Fahnenstange”, versprach
Schröder am 6. Septem-
ber in der Bild am Sonn-
tag. Bis heute ist der Ben-
zinpreis aufgrund von
„Öko”-Steuern und Mehr-
wertsteuern um 28 Pfennig
gestiegen. 2003 sollen wei-
tere sieben Pfennig (2,56
Cent) hinzukommen. 

Die streckenbezogene
Lkw-Gebühr war von der
Union gedacht, um den
europäischen Transitver-
kehr durch Deutschland
an den Ausgaben für die
Verkehrsinfrastruktur zu be-
teiligen. Nun sollen die Ein-
nahmen nicht mehr
zweckgebunden für die
Verkehrsinfrastruktur ge-
nutzt werden, sondern
dem allgemeinen Steuer-
haushalt zufließen. 

Die vorgesehene Entlas-
tung bei den deutschen
Spediteuren, um deren
Wettbewerbsfähigkeit im
Vergleich mit der europäi-
schen Konkurrenz zu si-
chern, soll entfallen. So
werden über 100 000 Ar-
beitsplätze im Speditions-
wesen bedroht.

Umverteilung von
unten nach oben

Eichels Sparkurs konzen-
triert sich weitgehend auf
höhere Steuern und Um-
schichtungen zu Lasten der
Länder und Kommunen. So
gibt es bei der Gewerbe-
steuer bis zu 70 Prozent we-
niger Einnahmen. Das Fi-
nanzdefizit wird sich in die-

So tendieren die Steuer-
einnahmen von Kapital-
gesellschaften gegen Null,
während sich die Steuer-
lastquote von Arbeitneh-
mern und Personengesell-
schaften faktisch erhöht
hat. Dies ist Schröders Um-
verteilung von unten nach
oben. Den Kleinen neh-
men, um es den Großen
zu geben, die sich mit
Massenentlassungen hier-
für „bedanken”.

2001 war ein Rekordjahr
der Konkurse. Sie stiegen
im Vergleich zum Vorjahr
um 18 Prozent. 49 500
Unternehmen mussten
schließen. Die Ursachen
sind hausgemacht. Betrof-
fen waren vor allem kleine
und mittlere Personenun-

sem Jahr, durch Schröders
Steuer- und Wirtschaftspoli-
tik, auf zehn Milliarden Euro
erhöhen. Was halten Sie
von Menschen, die zu Las-
ten ihrer Nachbarn neue
Möbel bestellen?

Rot-Grün privilegiert im
Steuerrecht die großen
Kapitalgesellschaften und
diskriminiert Arbeitneh-
mer, den Mittelstand, das
Handwerk, Freiberufler
und die Personengesell-
schaften. Große Kapital-
gesellschaften zahlen bei
der Ertragsteuer 38 Pro-
zent, kleine Personenun-
ternehmen 48 Prozent.
Obwohl diese drei Viertel
aller Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze stellen.

ternehmen. Gründe sind
die hohe Ertragsteuerbe-
lastung, mangelnde Liqui-
dität und die Ökosteuer
bei energieintensiven
Kleinunternehmen wie
Speditionen. 

Bündnis 
für Rhetorik

In diesem Jahr wird eine
weitere Steigerung der
Insolvenzen auf 50 000
Unternehmen erwartet.
Mehr als 500 000 Arbeits-
plätze sind konkursbe-
droht. Schröder „rettet”
vor laufenden Kameras
ein Unternehmen und
Tausende sterben lautlos. 

Zwei Jahre lebte die
Schröder-Regierung von
den Früchten der Vorgän-
ger-Regierung. Heute, wo
die eigene politische Saat
aufgehen müsste, erleben
wir den größten wirtschaft-
lichen Einbruch seit 1973.
Eine Entwicklung, die lan-
ge vor dem 11. Septem-
ber 2001 begann. Die
Wir tschafts lokomot ive
Deutschland wurde zum
Schlafwagen Europas.

In den ostdeutschen Län-
dern, die Schröder zur
„Chefsache” erklärt hat,
gibt es heute über 150 000
Arbeitslose mehr als bei
seinem Amtsantritt. Die
neuen Bundesländer ho-
len nicht mehr auf, sie er-
leben einen wirtschaftli-
chen Schrumpfungspro-
zess mit 0,6 Prozent Minus
im letzten Jahr.

Staatliche
Preistreiberei

Schröder steht für mehr
Belastungen der Bürger/
-innen. Allein im laufenden
Jahr werden sie mit über
zehn Mrd. Euro zur Kasse
gebeten. Sechs Mrd.
durch die Erhöhung der
Krankenkassenbeiträge,
fast vier Mrd. durch die
vierte Stufe der Ökosteu-
ern, die insgesamt mit 15
Mrd. Euro zu Buche schla-
gen. 

Hinzu kommt die Er-
höhung der Tabak- und
der Versicherungssteuer.
Heute zahlen die Bürger/
-innen fast 25 Mrd. Euro
mehr Steuern und Abga-
ben als 1998.

Die Reallöhne der Arbeit-
nehmer/-innen sinken seit
2000 immer stärker. Die
Gewerkschaften stehen in
der Lohnpolitik mit dem
Rücken an der Wand. For-
dern sie zu wenig, verlie-
ren die Arbeitnehmer wei-

Schröders Verfallsdatum: 
Bundestagswahl am 22. September Foto: Glaser
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An der Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit wollte sich
Schröder als Wahlkämpfer
messen lassen. Schröder
und Lafontaine verspra-
chen im Wahlkampf eine
Million Arbeitslose weni-
ger. Dieses Ziel wurde auf
3,5 Millionen relativiert.
Trotz einer Entlastung von
über 700 000 Arbeitneh-
mern aufgrund der gebur-
tenschwachen Jahrgän-
ge, die seit 1999 eine Ar-
beit suchen, ist die Arbeits-
losigkeit auf 4,3 Millionen
gestiegen. 

Ohne die demografische
Entwicklung würde die Ar-
beitslosigkeit in Deutsch-
land auf fünf Mio. steigen.
Noch im letzten Amtsjahr
der CDU-geführten Bun-
desregierung sank die Ar-
beitslosigkeit dagegen um
mehr als 400 000. Nun
fängt Schröder an zu täu-
schen. Er nennt die letzte
Januarzahl der Regierung
Kohl und versucht, dessen
Aufschwung und positive
Arbeitsmarktbilanz für sich
zu beanspruchen. Schrö-
der schmückt sich mit
Kohls Federn.

Wirtschaftsminister Müller,
zuständig für schlechte
Zahlen und gute Laune im
Februar 2002: „Unsere Ar-
beitslosenquote wäre um
1,5 Prozentpunkt niedriger,
wenn so viele Menschen
bei uns im Gefängnis
säßen wie in den USA.” So
werden die Leidtragen-
den der Schröder-Politik
auch noch verhöhnt.

Das wirtschaftliche Wachs-
tum lag 1991 bei 0,6 Pro-
zent. Dies war das
schwächste Wachstum
seit acht Jahren. Damit
sind wir Schlusslicht im Ver-
gleich zu allen anderen
europäischen Ländern. Im
letzten Kohl-Jahr gab es
noch ein kräftiges wirt-
schaftliches Wachstum.
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zu einem Anstieg der
Arbeitslosigkeit und zum
finanziellen Kollaps.
Menschlich und finanziell
sinnvoller wäre, Arbeit
statt Arbeitslosigkeit zu fi-
nanzieren.

Schröders Bündnis für Ar-
beit ist gescheitert. Von In-
novation und mehr Be-
schäftigung keine Spur.
Medienspektakel statt
Problemlösung. Mit die-
sem Bündnis für Rhetorik
werden die Arbeitslosen
und die von Arbeitslosig-
keit bedrohten Menschen
im Stich gelassen. 

Das von der Kohl-Regie-
rung durchgesetzte Ver-
mögensbeteiligungsge-
setz liegt auf Eis. Noch am

sigkeit bei 8,5 Prozent. Sie
stieg von 481 000 auf
503 000 in diesem Jahr. 

Ein Grund, weshalb junge
Menschen wieder ver-
stärkt von Ost nach West
ziehen, was sich in Meck-
lenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt und Bran-
denburg besonders nach-
teilig auswirkt.

Bildungsministerin Bulmahn
gibt 25 Mio. Euro aus dem
Bildungsetat, um 14 Wis-
senschaftler aus dem Aus-
land nach Deutschland
zu holen. Statt durch eine
Bildungsoffensive, die im
Wahlkampf versprochen
wurde, in Deutschland
den wissenschaftlichen
Nachwuchs zu fördern,

Im diesjährigen Bundes-
haushalt liegt die Investiti-
onsquote mit 10,1 Prozent
auf dem niedrigsten Stand
seit Bestehen der Bundes-
republik. Die höchste
Investitionsquote im Ver-
gleich zum Bund und zu
den westdeutschen Län-
dern hat Bayern mit fast
17 Prozent, die niedrigste
das rot-grün regierte Nord-
rhein-Westfalen mit 9,5
Prozent.

Hunderttausend Arbeits-
lose kosten zwei Mrd. Euro
an Leistungsausgaben
und entfallenen Steuern
und Beiträgen. Bei vier
Mio. Arbeitslosen liegt der
finanzielle Gesamtauf-
wand bei fast 90 Mrd. Eu-
ro. Die Schröder-Krise führt

1. Mai 1999 versprach der
Regierende den Gewerk-
schaften eine Offensive
für den Investivlohn. Bis
heute spielt dieses Zu-
kunftsthema in der Bun-
despolitik, in der Tarifpolitik
und bei den Gesprächen
über ein Bündnis für Arbeit
keine Rolle. Dabei könnte
der Beteiligungslohn der
Schlüssel für eine moderne
Tarifpolitik sein, die Ein-
kommen und Beschäfti-
gung verbindet.

Trotz „Ausbildungsgaran-
tie” und Sonderprogramm
liegt die Arbeitslosigkeit
bei den unter 25-Jährigen
in den ostdeutschen Län-
dern bei 16 Prozent, in den
westdeutschen Ländern
liegt die Jugendarbeitslo-

gilt auch hier das Green-
Card-Rezept. 

Die gleiche Ministerin saß
bereits am Kabinettstisch
des Ministerpräsidenten
Schröder. Bleibende „Leis-
tung” war die Schließung
einer IT-Fakultät in Nieder-
sachsen, um kurzfristig
Geld einzusparen. Als Bun-
deskanzler führte Schröder
für IT-Spezialisten die
Green Card ein, da nicht
mehr genügend Nach-
wuchs in Deutschland he-
rangebildet wurde. Ursa-
che und Wirkung haben
einen Namen: Schröder.

Die Bundesanstalt für Ar-
beit (BA) muss grundle-
gend reformiert werden.
Von 93 000 Beschäftigten
sind nur 8 500 Mitarbeiter/-
innen für die Vermittlung
von Arbeitslosen tätig. Ein
Vermittler betreut 600 Ar-
beitslose. Zu viel Verwal-
tung und zu wenig Ver-
mittlung. Mit Statistik-Tricks
wurde die Arbeitslosensta-
tistik geschönt. 

Es wurden von der BA, die
Bundesarbeitsminister Ries-
ter unterstellt ist, Arbeits-
lose angeschrieben, die
älter als 58 Jahre sind. Sie
sollten erklären, ob sie
eine Vermittlung wollen.
Dies habe keine Auswir-
kung auf den Weiterbezug
des Arbeitslosengeldes.
100 000 Arbeitslose wer-
den von dieser Regierung
einfach ausgeblendet
und fallen so aus der
Statistik. 

Rot-Grün spart, wo es ge-
fährlich ist: bei der inneren
Sicherheit. Beim Bund wur-
den in der mittelfristigen
Finanzplanung bis 2005
über neun Mrd. Euro ein-
gespart. Ähnlich handelt
Rot-Grün in den Ländern.
So wurden allein in Nord-
rhein-Westfalen sei 1992
fast 7 000 Polizeistellen ab-
gebaut. Noch im letzten
Jahr sind weitere 1 500
Stellen gestrichen worden.
Jährlich fallen allein im
nordrhein-westfälischen
Wachdienst sieben Millio-
nen Überstunden an. Die
Union forderte schon vor
dem 11. September 2001
eine bessere Ausstattung
von Polizei, Bundesgrenz-
schutz und Bundeswehr.
Erst durch die Terroran-
schläge ist die jetzige
Bundesregierung aufge-
wacht.

In einem Sicherheitspaket
erfuhr die Bundeswehr ei-
ne finanzielle Besserstel-
lung von 1,5 Mrd. Euro, die
jedoch durch Steuerer-
höhungen gegenfinan-

ziert wurden, die mehr als
vier Mrd. Euro ausma-
chen. Im Schatten der Ter-
roranschläge treibt die
Bundespolitik die Steuer-
und Abgabenschraube
weiter nach oben.

Familien haben
Besseres verdient

Eine spürbare Familienför-
derung versprach der
wahlkämpfende Schrö-
der. Eine minimale Verbes-
serung um 15 Euro monat-
lich folgte in diesem Jahr.
Dieser Betrag wird durch
Steuern, Beiträge und In-
flation aufgefressen. Die
Familien haben heute
nicht mehr, sondern weni-
ger Kaufkraft als unter der
Regierung Kohl. 

Seit Schröder regiert, ha-
ben die Renten ständig an
Wert verloren. Zunächst
durch eine Inflationsan-
passung, die mit 0,6 Pro-
zent weit unter der dama-
ligen Inflationsrate von 1,9
Prozent lag. Im letzten
Jahr lag die Rentenanpas-
sung 0,5 Prozent unter der
Inflationsrate von 2,5 Pro-
zent und auch in diesem
Jahr sieht es nach einem
weiteren Kaufkraftverlust
aus.

Hinzu kommen willkürliche
Kürzungen der Bestands-
renten um vier Prozent-
punkte, die nach der Ries-
ter-Reform beschlossen
wurden. Ab 2003 werden
außerdem obligatorisch
vier Prozentpunkte vom
Netto bei der Rentenan-
passung abgezogen. Da-
mit sollen die Ausgaben
für die zusätzliche private
Rentenversicherung in die
Rentenberechnung ein-
fließen. Dabei werden die
bestraft, die nicht genü-
gend Einkommen haben,
um eine zusätzliche Privat-
rente abzuschließen. Die
Verkäuferin finanziert mit
Rentenverlust die Privat-
rente ihres Abteilungslei-
ters. Das ist Solidarität pa-
radox.

Riesters Rentenreform ist
heute schon Makulatur.
Nur durch die Plünderung
der Rücklagen konnte ein
Beitragsanstieg vor der
Bundestagswahl verhin-
dert werden. Und dies, ob-
wohl die Bundesbürger mit
15 Mrd. Euro zusätzliches
Geld an die Rentenkasse
abgeben.

Riesters Rentenzahlen sind
eine arglistige Täuschung.
Das Rentenniveau eines
Rentners mit 45 Jahren
Durchschnittseinkommen
und entsprechender Bei-

tragsleistung soll langfristig
bei 67 Prozent liegen.
Durch die neue Nettobe-
rechnung und die obliga-
torische Berücksichtigung
eines vierprozentigen Bei-
trages für die zusätzliche
Privatrente sind es 64 Pro-
zent.

Mit einem Familiengeld
von 600 Euro monatlich
will die Union eine famili-
enpolitische Offensive
starten. Nach dem Famili-
engeld, das in den ersten
drei Jahren der Kinderer-
ziehung gezahlt werden
soll, schließt sich ein Kin-
dergeld von 300 Euro an.
Dies soll durch Umschich-
tungen im Haushalt finan-
ziert werden.

Neben der finanziellen
Förderung stehen eine kin-
derfreundliche Arbeits-
welt, Betreuungseinrich-
tungen und weitere unter-
stützende Maßnahmen im
familienpolitischen Pro-
gramm. Mit diesem Ge-
samtpaket knüpft die Uni-
on an ihre familienpoliti-
schen Erfolge der Achtzi-
gerjahre an. Das Paket soll
innerhalb von fünf Jahren
unter einer unionsgeführ-
ten Bundesregierung um-
gesetzt werden.

Die SPD mutierte zur
„Schröder-Partei Deutsch-
lands”, die ihre sozialde-
mokratischen Wurzeln ver-
drängt, um sich als Kanz-
ler-Combo zu profilieren.
Eine Politik, die ihre
Grundsätze verliert und
Demokratie durch Demo-
skopie ersetzt, gibt weder
Halt noch Perspektive. 

Von Konrad Adenauer bis
Helmut Kohl standen die
deutschen Kanzler für
übergeordnete Ziele: West-
integration, Aussöhnung,
Europäische Union, Ostpo-
litik und deutsche Einheit.
Niemand weiß, für wel-
ches Ziel die Schröder-Poli-
tik steht. 

Von „Mundwerk
Schröder“ zum

„Handwerk Stoiber“

Die wirtschaftlich und sozi-
al stärksten Länder sind in
Westdeutschland Bayern
und Baden-Württemberg,
in Ostdeutschland Sach-
sen und Thüringen. Alle
Bundesländer werden seit
vielen Jahren von der Uni-
on regiert. Die schlech-
testen Lebensverhältnisse
sind in Bremen und Nord-
rhein-Westfalen, in den
neuen Bundesländern sind
Mecklenburg-Vorpom-
mern und Sachsen-Anhalt
die Schlusslichter. Überall,

wo die SPD, teilweise mit
der PDS, regiert, geht es
wirtschaftlich und sozial
bergab. 

Edmund Stoiber hält, was
Gerhard Schröder ver-
spricht, aber nicht halten
kann. Bayern hat einen
erfolgreichen Beschäfti-
gungspakt zwischen den
Tarifparteien. Hierüber wur-
den über 200 000 Arbeits-
und Ausbildungsplätze zu-
sätzlich geschaffen und
gesichert. 

Würde die bayerische Ar-
beitslosenquote auf den
Bund übertragen, dann
hätten wir fast zwei Millio-
nen Arbeitslose weniger.
Rot-Grün würde einen Fei-
ertag ausrufen.

Kumpanei zwischen
SPD und PDS

Seit 1991 liegt das bayeri-
sche Wirtschaftswachstum
um 1,6 Prozent deutlich
über dem Wachstum im
übrigen Deutschland. Wer
das bayerische Bruttoin-
landsprodukt auf die Be-
völkerungszahl herunter-
rechnet, findet weltweit
nur noch zwei Länder, die
wirtschaftlich stärker sind
als Bayern: die USA und
Luxemburg. Japan und
Deutschland würde Bay-
ern mühelos überholen.

Mit Wissen der SPD-Führung
wurde die große Koalition
in Berlin zu Gunsten einer
SPD/PDS-Zusammenarbeit
aufgekündigt. Berlin als
Feldversuch für neue poli-
tische Konstellationen. Als
erste Maßnahme wurde
die Universitätsklinik „Ben-
jamin Franklin” herunter-
gestuft. Statt mehr weni-
ger Innovation und For-
schung. Betriebe, die sich
um die Forschungseinrich-
tung in Berlin angesiedelt
haben, werden vertröstet,
die Aids-Forschung beein-
trächtigt.

„Wenn es uns nicht ge-
lingt, die Arbeitslosigkeit in
den ersten Jahren massiv
zu senken, wir hätten es
nicht verdient, wieder ge-
wählt zu werden ... Ich
habe nichts versprochen,
was ich nicht halten wer-
de. Mein Wort gilt”, so Ger-
hard Schröder am 4. Okto-
ber in der Bild am Sonn-
tag. Nehmen wir ihn beim
Wort.



Fakten zur Betriebsratswahl
Seit Mitte Dezem-
ber 2001 gilt die
neue Wahlordnung
zum Betriebsver-
fassungsgesetz.
Das Wichtigste auf
einem Blick. Weite-
re Informationen
finden Sie im Inter-
net auf der Home-
page www.cda-
bund.de. Oder
schreiben Sie uns:
CDA Deutschlands,
Oranienburger
Straße 65 in 10117
Berlin.

Zahl der auf die jeweilige
Gruppe entfallenden zu
wählenden BR-Mitglieder
und damit die Zahl der BR-
Mitglieder des Minderheits-
geschlechtes zu errechnen.

Wahlrecht von
Leiharbeitnehmern?

Die Leiharbeitnehmer haben
aktives Wahlrecht, sofern sie
länger als drei Monate im Be-
trieb eingesetzt sind. 

Wie/wo ist das 
Wahlausschreiben zu

veröffentlichen?
Wahlausschreiben sind auf
den betriebsüblichen „schwar-
zen Brettern” zu veröffentli-
chen. Sie können auch über
das betriebsinterne Net (Intra-
net) veröffentlicht werden,
wenn sichergestellt
ist, dass alle im Be-
trieb Beschäftigten
(einschließlich der
Leiharbeitnehmer)
die Möglichkeit ha-
ben, dort einzuse-
hen. Auch dann
muss am „schwar-
zen Brett” ein Hin-
weis erfolgen, wo
im Net das Wahl-
ausschreiben zu fin-
den ist.

Was ist bei der
Einreichung 
der Liste zu
beachten?

Die Liste muss ein
zusammenhängen-
des Dokument sein.
Bei der Einreichung
muss der Wahlvor-
stand dem Einrei-
cher schriftlich den
Eingang bestäti-
gen. Die Einrei-
chungsfrist beginnt
mit dem Tag des
Aushangs des Wahl-
ausschreibens.

Ist Briefwahl
möglich?

Ja! Die Briefwahl-
unterlagen wer-
den den Wahlbe-
rechtigten auf An-
trag zugestellt.

Wie wird
ausgezählt?

Die Auszählung er-
folgt öffentlich. Je-
der hat das Recht,
bei der Auszählung
anwesend zu sein!

Wie lange sollen
die BR-Wahlen

dauern?
Sie lassen sich an
einem Tag (24 Std.)
durchführen, so
dass auch Schicht-
arbeitende teil-
nehmen können.
Gehen die Wahlen
über mehrere Ta-
ge, dann ist beson-
ders auf die Wahl-
urnen zu achten.

Wie wird das
Minderheitsgeschlecht

berücksichtigt?
Der Wahlvorstand stellt fest,
wie viele Sitze auf welches
Geschlecht entfallen. Diese
Vorgaben müssen erfüllt wer-
den.

Beispiel:
In einem Betriebsrat mit neun
Mitgliedern wären drei Frau-
en zu wählen. Liste 1 hat zwei
Frauen auf den ersten sechs
Plätzen und zieht sechs Plät-
ze; Liste 2, die drei Plätze
zieht, hat keine Frau unter
den ersten Plätzen. Es wird
dann nachgesehen, ob Liste
2 auf den weiteren Plätzen
eine Kandidatin aufweist.
Wenn ja, kommt diese zum
Zuge. Wenn nein, wird auf

der Liste 1 nachgesehen. Soll-
te dort noch eine Frau, egal
auf welchem Platz, kandi-
diert haben, kommt diese zu
Lasten der Liste 2 zum Zuge.

Freistellungen und
Ausschussbesetzung?

Die getrennten Wahlen für
Arbeiter und Angestellte sind
weggefallen. Der Betriebsrat
entscheidet nach der Wahl
des Vorsitzenden und Stellver-
treters nicht mehr nach dem
Gruppenprinzip. Nach der
Einreichung von Vorschlags-
listen bei der Besetzung der
Freistellungen und der Aus-
schüsse findet eine geheime
Verhältniswahl statt. „Zählge-
meinschaften” sind fraktions-
übergreifend möglich.

Haben Gewerkschaften
das Recht, im Wahlvor-
stand vertreten zu sein?

Ja! Das ergibt sich aus § 16
BetrVG in Verbindung mit § 1
der WO. Die im Betrieb vertre-
tenen Gewerkschaften haben
das Recht, einen/eine Vertre-
ter/-in – ohne Stimmrecht – in
den Wahlvorstand zu entsen-
den, wenn sie bei Bestellung
des Wahlvorstandes nicht
berücksichtigt wurden. Die
Entsendung ist gegenüber
dem Wahlvorstand zu er-
klären!
Das entsandte Wahlvorstands-
mitglied erhält nicht den be-
sonderen Kündigungsschutz
und den umfassenden Freistel-
lungsanspruch.

Können Mitglieder des
Wahlvorstandes für den
Betriebsrat kandidieren?

Das grundgesetzlich ge-
schützte Recht auf Kandida-
tur kann nicht aufgehoben
werden.

Wann beginnt der
Kündigungsschutz für

Wahlvorstände/
Wahlbewerber?

Der besondere Kündigungs-
schutz beginnt mit der Einlei-
tung der Betriebsratswahl, al-
so mit dem Tag der Berufung
des Wahlvorstandes.

Kann eine Wahlbewer-
bung zurückgezogen

werden?
Nach Einreichung der Vor-
schlagsliste nicht mehr. Der/die
Wahlbewerber/-in kann nur
nach erfolgter Wahl erklären,
dass er/sie die Wahl nicht an-
nimmt.

Wie stellt man die
Geschlechterquote fest?

Der Wahlvorstand ist gehal-
ten, anhand der Beschäftig-
tenzahlen inklusive der Leih-
arbeitnehmer festzustellen,
wie viele Beschäftigte wel-
chem Geschlecht ange-
hören. Danach hat er auf der
Grundlage dieser Zahlen die

Betriebs-
Information
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